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Einleitung

Es bleibt unklar, ob es der Absicht eines Verantwortlichen geschuldet ist, dass die
Grabstätte des Führer-Stellvertreters Rudolf Heß im fränkischenWunsiedel eben am
20. Juli 2011, dem 67. Jahrestag des missglückten Attentats auf Adolf Hitler, ge-
räumt wurde1. Nach 23 Jahren des Tauziehens erhielt die kleine Fichtelgebirgsstadt2

damit die Chance, zu der Beschaulichkeit zurückzukehren, die ihr seit 1988 von einer
Vielzahl hartnäckiger ungebetener Gäste genommenwordenwar: Rechtsextremisten
und Neonazis, die in Heß eine Symbolfigur gefunden zu haben glaubten, hatten
versucht, dessen Grab zu einemWallfahrtsort für Gleichgesinnte aus ganz Europa zu
machen und durch regelmäßige Demonstrationen und „Gedenkmärsche“ ihre An-
sichten publikumswirksam zu verbreiten. Zwar dürften beide Ziele mit der Auflö-
sung nun für die Zukunft zunächst vereitelt worden sein3, derKampf des Festspielorts
währte jedoch über zwei Dekaden lang – eine Zeit, in der Wunsiedel hauptsächlich
(und abseits seiner Freiluftspielstätte) den Verharmlosungen und apologetischen
Veranstaltungen im Namen des Führer-Stellvertreters die Bühne bot. Neben der
Straße wurden auch die Gerichte des Freistaats wie des Bundes Schauplatz der
Auseinandersetzungen, die in einer fragwürdigen Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts im Jahre 2009 gipfelten: Dieser „Wunsiedel-Beschluss“4 bildet den
Ausgangspunkt der vorliegenden Untersuchung.

Nach einer Einleitung in die Problematik des politischen Extremismus in der
Bundesrepublik, die auch normative und dogmatische Grundlagen zum weiteren
Verständnis beinhaltet (Kapitel 1) ist die genannte Entscheidung zunächst umfassend
zu analysieren (Kapitel 2). Den hieraus sich ergebenden Rechts- und Verfassungs-
fragen wird sodann in dreierlei Hinsicht nachgegangen: In Kapitel 3 wird grundle-
gend der Blick auf die Rolle des Strafrechts im Konflikt von Meinungsfreiheit und
wehrhafter Demokratie zu richten sein. Kapitel 4 widmet sich sodann vergleichend

1 A. Schäffer, Das Ende einer Belagerung, in: FAZ Nr. 168 v. 22.7. 2011, S. 4; siehe zur
Person Rudolf Heß ausführlich Kapitel 2 A.I.

2 Die „äußerste Provinz“ benennt auchM.Buselmeyer in seinemdenGeist des Provinziellen
auf jeder Seite atmenden Werk: Wunsiedel, 2011, S. 59.

3 Die Überreste Heß’ sollen laut übereinstimmenden Berichten eingeäschert und auf See
bestattet worden sein, um die bloß räumliche Verlagerung des Problems zu verhindern; dazu
A. Schäffer, Das Ende einer Belagerung, in: FAZ Nr. 168 v. 22.7. 2011, S. 4;M. Meisner, Über
demHeß-Grab soll Gras wachsen, in: Der Tagesspiegel v. 22.7. 2011, S. 4. Auf anderen Ebenen
wird der Rechtsextremismusmit dieserMaßnahme freilich nicht nachhaltig bekämpft – Ob sich
jedoch in absehbarer Zeit für dessen Anhänger ein ähnlich identitätsstiftender Ort für legale
Demonstrationen finden lässt, erscheint zurzeit offen.

4 BVerfGE 124, 300.



demUmgangmitMeinungsäußerungen imRecht der USA, um es zu ermöglichen, in
Kapitel 5 substantiiert Lösungsansätze für die aufgeworfenen Rechts- und Verfas-
sungsfragen zu entwerfen und sie kritisch gegeneinander abzuwägen. Kapitel 6 dient
schließlich einer Zusammenfassung der Ergebnisse und dem Ausblick.

Dem Leser sei vorweg eingestanden, dass die Arbeit für die grundlegenden
Probleme, vor die der Nationalsozialismus auch bald 70 Jahre nach Entstehen der
Bundesrepublik unsere Gesellschaft stellt, eine Lösung schuldig bleiben muss. Zu
einer Debatte, in der nicht weniger auf dem Spiel steht als wesentliche Grundwerte
unserer Verfassung, nämlich einerseits fundamentale Freiheitsrechte, das Gleich-
heitsgebot und der Minderheitenschutz, andererseits aber der Fortbestand der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung, muss eine Patentlösung denn wohl auch
in Zukunft Utopie bleiben. Hilfreich ist es derweil, wie auch die Reaktionen auf die
Märsche in Wunsiedel gezeigt haben, nicht wegzusehen, sondern den öffentlichen
Diskurs in Fragen des Extremismus auf allen Ebenen zu suchen. Auf der rechts-
wissenschaftlichen soll diese Arbeit hierzu einen Beitrag leisten.
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Kapitel 1

Grundlagen und Problemstellung

Auch erklärte Gegner unserer freiheitlichen demokratischen Grundordnung be-
rufen sich zur Verfolgung ihrer Ziele gerne auf ihre Grundrechte, allen voran auf die
Meinungs- und die Versammlungsfreiheit1. Dem steht das Grundgesetz insofern
offen gegenüber, als es grundsätzlich auf die Kraft der freien öffentlichen Ausein-
andersetzung vertraut2. Es ist in der Überzeugung verfasst, dass die Feinde der
Demokratie argumentativ überzeugt, oder, wo dies nicht möglich ist, zumindest
überstimmt werden können. Meinungspluralität ist Voraussetzung für unsere frei-
heitliche Demokratie3 – nicht umsonst wird gerade die besondere Bedeutung des
Grundrechts der Meinungsfreiheit immer wieder herausgestellt4. Selbstschutzer-
wägungen erfordern es allerdings, dass verfassungsfeindliche Aktivität spätestens
dort an eine Grenze stößt, wo die freiheitliche demokratische Grundordnung auf dem
Spiel steht. Der Staat darf nicht schutzlos zusehen, wie das, was ihn ausmacht, durch
„Feinde von Innen“ zunächst ausgehöhlt und dann abgeschafft wird. Entlang dieses
Grundkonflikts dient das vorliegende einführende Kapitel der Schaffung der für die
weitere Erarbeitung der Materie erforderlichen Grundlagen.

Zunächst gilt es, Begrifflichkeiten des politischen Extremismus für die weitere
Betrachtung handhabbar zu machen (A.). Sodann verdient das Grundrecht der

1 Art. 5 I 1 Hs. 1 sowie Art. 8 I GG; vergleiche zu diesem nur scheinbaren Paradoxon
A. Scheidler in: NWVBl. 2010, S. 131 (131); U. Volkmann in: JZ 2010, S. 209 (210); ein-
dringlich auch bereits W. Hoffmann-Riem in: NJW 2004, S. 2777 (2777).

2 BVerfGE 124, 300 (330); H. Schulze-Fielitz, Dreier I, Art. 5 I, II Rn. 46; U. Volkmann
spricht in diesem Zusammenhang von einer „Grundentscheidung für Neutralität und Nicht-
identifikation“, in: JZ 2010, 209 (210); ob es sich bei der Grundrechtsgewährung an Verfas-
sungsfeinde um den „Luxus“ der Verfassungsordnung, den O. Dörr in: VerwArch. 93 (2002),
S. 485 (488) darin erkennen will, handelt, oder doch nur um eine schlichte Notwendigkeit, wird
noch zu zeigen sein.

3 M. Thiel, Das Verbot verfassungswidriger Parteien (Art. 21 Abs. 2 GG), in: ders. (Hrsg.),
Wehrhafte Demokratie. Beiträge über die Regelungen zum Schutze der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung, 2003, S. 173 (173).

4 An dieser Stelle zum Beleg nur einige Zitate aus der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts: „die fundamentale Bedeutung des Grundrechts der politischen Meinungs-
freiheit in der freiheitlichen demokratischen Grundordnung“ (BVerfGE 5, 85 [137]); „Das
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung ist […] eines der vornehmsten Menschenrechte
überhaupt“ (BVerfGE 7, 198 [208]), es ist „für eine freiheitliche demokratische Ordnung
schlechthin konstituierend“ (BVerfGE 62, 230 [247]) und „im Interesse des demokratischen
Prozesses“ (BVerfGE 82, 272 [281]); siehe auch C. Enders in: JZ 2008, S. 1092 (1093);
R. Zimmermann in: NJ 2011, S. 145 (145).




